
war, als der Nationalsozialismus seine Gewaltherrschaft 
antrat. Vor dem Obersten Gericht der Deutschen Demo­
kratischen Republik steht also die Aufgabe, eine Lücke 
von annähernd 15 Jahren in der Rechtsprechung zu 
schließen. Dabei darf nicht übersehen werden, daß 
nicht auf alles das zurückgegriffen werden kann, was 
in der Weimarer Republik als demokratisches Recht und 
Gesetz gegolten hat. Wir wollen keine Demokratie 
aufbauen, die wie die Weimarer Demokratie der 
Reaktion zum Opfer fällt; wir wollen vielmehr einen 
kraftvollen demokratischen Staat aufbauen, der nicht 
nur seiner äußeren Form, sondern seinem Inhalte nach 
eine Demokratie ist und seine demokratische Existenz 
zu schützen weiß.

Die Tatsache, daß die Justiz im Westen unseres 
Vaterlandes wiederum den verhängnisvollen Weg ein­
geschlagen hat, der ülber die angeblich demokratische 
Rechtsprechung zum Nationalsozialismus und zum im­
perialistischen Krieg mit allen seinen katastrophalen 
Auswirkungen geführt hat, soll uns demokratischen 
Juristen nicht nur eine Warnung, sondern ein stete 
Mahnung sein, wie lebensnotwendig die Begründung 
und Festigung einer dauerhaften demokratischen 
Rechtspflege ist. Diese kann sich aber nur ungestört 
entwickeln, wenn es uns gelingt, die notwendige Ein­
heitlichkeit der Rechtsprechung zu schaffen.

Die Oberlandesgerichte der einzelnen Länder haben 
seit 1945, zum Teil mit gutem Erfolg, versucht, diese 
Einheitlichkeit der Rechtsprechung in ihren Ländern 
herbeizuführen. Zu diesem Zwecke haben sie sich der 
durch die Ländergesetze geschaffenen Möglichkeit be­
dient, fehlerhafte Urteile im Kassationsverfahren zu 
beseitigen und damit die Richtlinien für die Gestaltung 
einer demokratischen Rechtsprechung zu entwickeln. Mit 
Ausnahme des Landes Sachsen haben sie sich dabei 
aber auf die Kassation rechtskräftiger Strafurteile be­
schränkt. Damit ist zwar innerhalb der einzelnen Län­
der eine teilweise Einheitlichkeit der Rechtsprechung 
erreicht worden, zwischen den Ländern bestehen aber 
noch heute erhebliche Differenzen. Diese Einheitlichkeit 
der Rechtsprechung für das Gebiet der Deutschen 
Demokratischen Republik zu schaffen und zu wahren, 
ist Aufgabe der Obersten Staatsanwaltschaft und —als 
rechtsprechenden Organs — des Obersten Gerichts.

In welch weitem Umfange noch heute verschiedene 
Rechtsauffassungen in den Ländern vorhanden sind, 
ließe sich an vielen Beispielen aus den verschiedensten 
Rechtsgebieten darstellen. Einige wenige Beispiele 
sollen genügen, um die dringende Notwendigkeit einer 
einheitlichen Rechtsprechung zu beleuchten. So wenden 
z. B. die Oberlandesgerichte einiger Länder die außer­
ordentlich bedeutungsvolle Bestimmung des § 2a StGB 
an, während die übrigen Oberlandesgerichte sie als 
vorwiegend nazistische Bestimmung ablehnen und die 
Gültigkeit des § 2 StGB a. F. bejahen. Das Land 
Thüringen hat zahlreiche Bestimmungen des Straf­
gesetzbuches durch Gesetz vom 1. November 1948 ab­
weichend von den Bestimmungen des StGB gefaßt, um' 
alle von der nazistischen Ideologie beeinflußten Ge­
setzesbestimmungen auszuschalten. Ein Teil dieser 
Bestimmungen wird von den Oberlandesgerichten an­
derer Länder trotz sorgfältigster Prüfung unter dem 
gleichen Gesichtspunkt als nicht nazistisch beeinflußtes 
Gesetz angewandt. Ähnlich liegen die Verhältnisse auf 
dem Gebiete des Strafprozeßrechts, wo beispielsweise 
zwei Oberlandesgerichte die Zulässigkeit der reformatio 
in peius bejaht haben, während die übrigen Ober­
landesgerichte an dem vor 1935 geltenden Verbot der 
reformatio in peius festhalten. Auf dem Gebiete des 
Zivilrechts, einschließlich des Prozeßrechts und der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, sind die Bestrebungen zur 
Schaffung einer einheitlichen Rechtsprechung bisher 
noch weniger als auf dem Gebiete des Strafrechts in 
Erscheinung getreten, weil das Strafrecht und das 
Strafprozeßrecht zur Zeit des staatlichen und wirt­
schaftlichen Neuaufbaues im Vordergrund der Rechts­
pflege stehen.

Diese kurze Betrachtung läßt den Umfang der Auf­
gaben erkennen, die dem Obersten Gericht der Deut­
schen Demokratischen Republik gestellt worden sind; 
sie beleuchtet aber auch die Schwierigkeit, vor der der

Gesetzgeber gestanden hat, als er die Frage zu beant­
worten hatte, welchen Verfahrens sich das Oberste Ge­
richt bedienen soll, um die Einheitlichkeit der Recht­
sprechung für das Gebiet unserer Republik zu erreichen. 
Der Gesetzgeber hat diesen Weg in Gestalt des Kassa­
tionsverfahrens gefunden, das die nach dem Gerichtsver­
fassungsgesetz gegebene Zuständigkeit der Oberlandes­
gerichte unberührt läßt. Sicher wäre es nicht richtig 
gewesen, in Anlehnung an die frühere Zuständigkeit 
des Reichsgerichts die Tätigkeit dieser Revisionsgerichte 
ganz oder teilweise dem Obersten Gericht zu über­
tragen. Es war vielmehr notwendig, eine Möglichkeit zu 
schaffen, um ohne Rücksicht auf den Willen der Prozeß­
beteiligten rechtskräftige Urteile anzugreifen, wenn das 
öffentliche Interesse ihre Beseitigung forderte. Es wäre 
mit der demokratischen Rechtssicherheit und dem 
Wesen unserer prozessualen Rechtsmittel unvereinbar 
gewesen, wenn man den Prozeßbeteiligten — sei es 
auch nur für die Dauer eines Jahres nach dem Inkraft­
treten des Gesetzes — die Möglichkeit gegeben hätte, 
von sich aus die Beseitigung fehlerhafter Urteile und 
Entscheidungen zu verlangen, die nach dem 8. Mai 1945 
ergangen sind und deren Beseitigung im Interesse einer 
demokratischen Rechtsentwicklung erforderlich ist. Das 
Kassationsverfahren gibt daher nur dem Generalstaats­
anwalt das Recht, die Kassation zu beantragen und 
damit dem Obersten Gericht die Möglichkeit, seine 
Arbeitskraft auf die Fälle zu konzentrieren, die für 
die demokratische Rechtsentwicklung wesentlich sind.

Der Gesetzgeber hat davon abgesehen, dem Obersten 
Gericht ein in allen Einzelheiten ausgearbeitetes Kassa­
tionsverfahrensrecht an die Hand zu geben. Er hat sich 
darauf beschränkt, die entsprechende Anwendung der 
Vorschriften der Zivil- und Strafprozeßordnung über 
die Revision als Richtlinie für die Gestaltung des Ver­
fahrens zu geben. Mit dieser Anweisung ist der Kassa­
tion aber nicht etwa der Charakter des Rechtsmittels 
der Revision beigelegt worden. Die Kassation führt das 
Verfahren nicht in einer neuen Instanz fort, sondern 
prüft in einem Verfahren besonderer Art, das außer­
halb des Instanzenzuges steht, die Richtigkeit der in 
Frage stehenden Entscheidung unter Zugrundelegung 
der getroffenen tatsächlichen Feststellungen. Dabei 
ist das Oberste Gericht nach § 12 des Gesetzes vom
8. Dezember 1949 lediglich an die Voraussetzungen ge­
bunden, daß die Entscheidung entweder auf einer 
Verletzung des Gesetzes beruht, die auch die Revision 
rechtfertigen würde (§§ 549 bis 55*1 ZPO und §§ 337, 
339 StPO), oder der Gerechtigkeit gröblich wider­
spricht. Durch die Einführung des über die Revisions­
voraussetzungen hinausgehenden Grundes des groben 
Verstoßes gegen die Gerechtigkeit ist das Kassations­
verfahren von den engen Grenzen des Revisionsver­
fahrens befreit. Das Kassationsgericht kann deshalb, 
obwohl es grundsätzlich das angefochtene Urteil unter 
Zugrundelegung der tatsächlich getroffenen Fest­
stellungen nachzuprüfen hat, zu dem Ergebnis kommen, 
daß die tatsächlichen Feststellungen nicht ausreichen, 
sondern insgesamt oder in einer bestimmten Richtung 
ergänzt werden müssen, um überhaupt erst die für 
eine abschließende Beurteilung notwendige Grundlage 
zu schaffen. Diese Möglichkeit einer erweiterten Nach­
prüfung mußte geschaffen werden, wenn das Kassa- 
tionsverfahren entgegen seiner rechtspolitischen Ziel­
setzung nicht zu einem abgewandelten Revisionsver­
fahren werden sollte.

Gegenstand des Kassationsverfahrens dürfen nur 
rechtskräftige Entscheidungen sein, deren Beseitigung 
im staatlichen Interesse gefordert werden müssen, weil 
sie wegen eines groben Verstoßes gegen das Gesetz 
oder die Gerechtigkeit der demokratischen Rechtsent­
wicklung hemmend entgegenstehen. Dieser Zweck des 
Kassationsverfahrens kann aber nur erreicht werden, 
wenn dem durch das Gesetz vom 8. Dezember 1949 als 
obersten Wahrer der demokratischen Gerechtigkeit be­
rufenen Generalstaatsanwalt der Deutschen Demo­
kratischen Republik allein das Recht eingeräumt wird, 
das Kassationsverfahren einzuleiten. Wollte man dieses 
Recht allen Prozeßbeteiligten zusprechen, wie dies bei 
der Beratung des Gesetzes vereinzelt gefordert worden 
ist, dann würde man aus dem Kassationsverfahren eine 
weitere Instanz des üblichen Rechtsmittelverfahrens 
gemacht haben, die trotz des dann erforderlichen großen
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